
genossenschaftsverbände sowie das Register der 
Genossenschaften des privaten Handels, mithin 
zwei getrennte Register. Bei dem zweiten Typ wird 
es sich in der Hauptsache um die Einkaufsgenossen­
schaften des privaten Handels handeln.

2. Die Abteilung Landwirtschaft führt ebenfalls zwei 
Register: das Register der Bäuerlichen Handelsge­
nossenschaften und das Register für die sonstigen 
landwirtschaftlichen Genossenschaften (Genossen­
schaften, die überwiegend der land- und forstwirt­
schaftlichen Produktion dienen, einschl. der Ein­
kaufs- und Verkaufsgenossenschaften, jedoch unter 
Ausschluß der Verwertungsgenossenschaften). Da­
bei kann nicht daran vorübergegangen werden, daß 
ein großer Teil der zur Zeit noch im Register ein­
getragenen sonstigen landwirtschaftlichen Genos­
senschaften keinen Geschäftsbetrieb mehr unter­
hält. Dies gilt z. B. für Hengsthaltegenossenschaften, 
Schafhaltegenossenschaften, Holzabfuhrgenossen­
schaften usw. Es wird deshalb eine Überprüfung 
der bisherigen Eintragungen erforderlich und zweck­
mäßig sein, um die Register zu bereinigen.

3. Die Abteilung örtliche Industrie und Handwerk 
führt ebenfalls zwei Register: das Register der Ge­
nossenschaften des Handwerks und das Register 
der übrigen Genossenschaften, die nicht nach den 
vorstehenden oder anderen gesetzlichen Bestim­
mungen in ein besonderes Register einzutragen 
sind. Hierher gehören z. B. die Banken für Hand­
werk und Gewerbe, Taxigenossenschaften usw.

Auch bei der Übertragung des Handelsregisters er­
gaben sich schwierige Fragen, weil in diesem Register 
die verschiedensten Betriebe aus Handel, Produktion 
und Landwirtschaft eingetragen sind. So finden sich 
z. B. in den Registern Brauereien, Mühlen, Ziegeleien, 
Brennereien, Zuckerfabriken usw. Hier sind , aber auch 
eingetragen Gastwirtschaften, Zirkusunternehmen, Leih­
bibliotheken, Kostümverleihanstalten, chemische Labo­
ratorien, Bauunternehmen, Färbereien, Großwäsche­
reien, chemische Reinigungsanstalten, Spediteure, 
Kunsthändler, Antiquare, Verlage, Druckereien usw. Der 
Versuch, das Handelsregister sachlich aufzugliedern, 
hätte zur Schaffung einer Vielzahl einzelner Register 
führen müssen. Dies hätte in keinem Verhältnis zu 
dem hierfür erforderlichen Verwaltungsaufwand ge­
standen, zumal mit der Schaffung des neuen Zivilge­
setzbuchs damit zu rechnen ist, daß eine solche Auf­
gliederung gegenstandslos wird. Deshalb wurde es für 
richtig befunden, die Abteilungen A und B des Handels­
registers nicht aufzugliedern und die Führung .dieser 
beiden Abteilungen gemeinsam der Abteilung örtliche 
Industrie und Handwerk bei den Räten der Kreise zu 
übertragen.

Die Übertragung der Freiwilligen Gerichtsbarkeit 
wurde zum Anlaß genommen, um einige Vereinfachun­
gen und Verbesserungen durchzuführen, die schon län­
gere Zeit von verschiedenen Seiten angeregt wurden. 
So wird in § 56 bestimmt, daß die Einsichtnahme in die 
Handels- und Genossenschaftsregister von der Glaub­
haftmachung eines rechtlichen Interesses abhängig ge­
macht werden kann. Diese Bestimmung wird beson­
ders dort Bedeutung haben, wo das Genossenschafts­
eigentum die Form des sozialistischen Eigentums er­
reicht hat. In der gleichen Vorschrift ist vorgesehen, 
daß Bekanntmachungen in öffentlichen Blättern nicht 
mehr stattfinden. Dies gilt sowohl für Eintragungsvor­
gänge als auch für sonstige Bekanntmachungen, wie die 
von Jahresabschlüssen, Geschäftsberichten usw., wie sie 
sich in den verschiedenen Gesetzen, z. B. auch in dem 
Gesetz betr. die Aktiengesellschaften, dem GmbH-Ge- 
setz usw. finden. Diese Bestimmungen galten früher 
dem Schutz der Gläubiger. Unter der heutigen starken 
Bindung privater Unternehmen an die Planung der 
volkseigenen Wirtschaft, bei der Stetigkeit ihrer wirt­
schaftlichen Tätigkeit und der Sicherung gegen Bedro­
hung durch Krisen sind solche Vorschriften nicht mehr 
notwendig. Im übrigen ist davon auszugehen, daß jeder 
Gläubiger sich selbst um die Verhältnisse seines 
Schuldners kümmern soll, was ihm ja ohne weiteres 
möglich ist. Ein allgemeines Interesse an solchen Be­
kanntmachungen besteht nicht mehr.

Auch die Vorlage von Jahresabschlüssen und Ge­
schäftsberichten an das Register hat ihre ehemalige Be­
deutung verloren. Aus den genannten Gründen hängt 
auch die Tätigkeit der privaten Unternehmen so eng

mit der allgemeinen Planung zusammen, daß die Ab­
wicklung ihrer Geschäfte von anderer Seite ausreichen­
der und besser kontrolliert wird. Soweit sich dennoch 
im Einzelfall die Notwendigkeit der Vorlage eines 
Jahresabschlusses oder Geschäftsberichts ergeben sollte, 
kann die Vorlage durch die zuständige Fachabteilung 
angeordnet werden.

Es ist eine alte Forderung, die Listen der Genossen­
schaftsmitglieder nicht mehr bei dem Gericht, sondern 
durch den Genossenschaftsvorstand führen zu lassen. 
Soweit es sich um Genossenschaften handelt, die auf 
der Grundlage des gesellschaftlichen Eigentums arbei­
ten, bestehen gegen eine solche Regelung heute keine 
Bedenken mehr. Bei anderen Genossenschaften ist von 
Fall zu Fall zu entscheiden. Deshalb ist auch hier der 
zuständigen Fachabteilung die Möglichkeit einer solchen 
Bestimmung eingeräumt worden.

Im übrigen enthält die Verordnung eine Ermächti­
gung an die beteiligten Ministerien, für die Führung der 
Handels- und Genossenschaftsregister und der Listen 
der Genossen sowie für die Anmeldung zu den Regi­
stern weitere Vorschriften zu erlassen. Damit ist die 
Möglichkeit geschaffen worden, auf einfachem Wege die 
Rechtsvorschriften dem neuen Inhalt des Genossen­
schaftswesens anzugleichen.

Das Register der volkseigenen Wirtschaft wird jetzt 
durch das Referat Staatliches Eigentum beim Rat des 
Kreises geführt. Die Verordnung über die Errichtung 
des Registers der volkseigenen Wirtschaft unterscheidet 
sich von den anderen Registerbestimmungen dadurch, 
daß sie bereits eine Bestimmung unseres Staates ist, in 
der die Entwicklung des gesellschaftlichen Eigentums 
zum Ausdruck kommt. Im Gegensatz zu den Regelun­
gen in den anderen Fällen erschien es deshalb hier be­
gründet, den Text der Vierten Durchführungsbestim­
mung zur Verordnung über Maßnahmen zur Einfüh­
rung des Prinzips der wirtschaftlichen Rechnungsfüh­
rung in den Betrieben der volkseigenen Wirtschaft vom
7. April 1952 betr. das Register der volkseigenen Wirt­
schaft (GBl. S. 290) den getroffenen Änderungen anzu­
gleichen.

Das Vereinsregister wird zukünftig von den Volks­
polizeikreisämtern geführt werden. Dies bedeutet eine 
Vereinfachung, da die Volkspolizei gleichzeitig die Ver­
waltung im Sinne des § 62 BGB ist, die schon bisher 
die Gesetzmäßigkeit des Vereins zu prüfen hatte.

Die Führung des Geschmacksmusterregisters ist dem 
Amt für Erfindungs- und Patentwesen übertragen wor­
den. Auch dieser Vorschlag wird bereits seit 40 Jahren 
diskutiert, und seine Verwirklichung ging deshalb so 
reibungslos vor sich, weil zwischen dem Muster­
register und den sonstigen Geschäften des Amts­
gerichts keinerlei Beziehungen bestanden hatten. Aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit ist aber davon Abstand 
genommen worden, die teilweise recht umfangreichen 
Sammlungen von Mustern und Modellen nach Berlin 
zu bringen. Sie bleiben in Verwahrung derjenigen 
Kreisgerichte, die an den Orten der bisher hierfür zu­
ständigen Amtsgerichte errichtet worden sind, und wer­
den nur im Bedarfsfälle vom Amt für Erfindungs- und 
Patentwesen angefordert werden.

Als Folge der Weiterentwicklung des Jugendrechts, 
insbesondere also der Tatsache, daß die Aufgaben des 
Jugendamtes jetzt hauptsächlich von zwei Dienststellen 
wahrgenommen werden, nämlich der Abteilung Volks­
bildung (Jugendhilfe — Heimerziehung) des Rates des 
Kreises und der Abteilung Gesundheitswesen (Mutter 
und Kind), mußte eine Aufteilung der vormundschafts­
gerichtlichen Geschäfte auf diese beiden Abteilungen 
erfolgen. Die Übertragung der Vormundschaftssachen 
an diese Verwaltungen bedeutet in vielen Fällen eine 
wesentliche Vereinfachung. So ist es beispielsweise jetzt 
nicht mehr notwendig, Anträge bei Gericht zu stellen, 
und es erübrigen sich Berichte dieser Abteilungen über 
die Arbeit als Vormund, Beistand und Pfleger. Da in 
den meisten Fällen bei dem Referat Mutter und Kind 
bereits Amtsvormundschaft, Amtsbeistand- oder Amts­
pflegschaft geführt wird, besteht die Möglichkeit, die 
Vorgänge des Referats Mutter und Kind und des bis­
herigen Vormundschaftsgerichts zu einem gemeinsamen 
Vorgang zu verbinden. Weiterhin hatte das Referat 
Mutter und Kind schon nach § 3 Ziff. 2 des Jugendwohl­
fahrtsgesetzes in Vormundschaftssachen mitzuwirken 
und gemäß § 43 desselben Gesetzes das Vormundschafts-
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